
Mit dem Streik zum politischen
Streikrecht!
von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streiktag ist, der er mal
war, hat das Recht, politisch zu streiken nicht an Relevanz verloren. Was das
bedeutet und wie wir es zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: Wir
haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung mit dem Thema des
politischen Streiks beschäftigt. Damals noch in der Verbindung der Streiks
des  Krankenhauspersonals,  der  Gorillas-Lieferfahrer_Innen  und  des
Bahnpersonals,
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden.
Diese  Streiks  zielten  in  erster  Linie  auf  die  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen  ab,  wie  z.B.  bessere  Bezahlung,  unter
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hinaus ging es aber
auch um Forderungen, die nicht nur von den
Arbeitgeber_Innen  umgesetzt  werden  können.  Im  Fal le  des
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
um  langfristig  Entlastung  in  der  angespannten  Lage  im  Plegesektor  zu
schaffen.  Die  Gorillas-Fahrer_Innen  sprachen  sich  ihrerseits  für  mehr
Arbeitsschutz aus, um nicht mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr
Leben  riskieren  zu  müssen.  Diese  Forderungen  können  zwar  von  den
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das auch wollen,
und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, deswegen wäre es besser
eine politische Verankerung, die Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal
zur Plicht macht, zu erkämpfen.
Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der politische Streik
immer wichtiger. Er könnte der einzige wirkungsvolle Weg sein, den Krieg
Russlands gegen die Ukraine zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein,
wie wir es schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.

Was ist ein politischer Streik?
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Wenn von einem Streik geredet wird, wird damit meist der Arbeitskampf der
Arbeiter_Innen  eines  einzelnen  Unternehmens  gemeint.  Bei  dieser
Aktionsform  ist  das  Ziel,  durch  das  Niederlegen  der  Arbeit  bessere
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen,  beispielsweise  bessere  Gehälter,
Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die zwischen Arbeiter_Innen
und  Bourgeoisie  direkt  ausgehandelt  werden  können.  Dabei  ist  das
Druckmittel  die  ausbleibenden  Gewinne  des  Unternehmens,  da  nichts
produziert wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann. Es
gibt  aber  auch,  wie  bereits  erwähnt,  den politischen Streik.  Dieser  zielt
darauf ab, auch durch das Anhalten der
Arbeit,  Forderungen gegenüber der  Regierung umzusetzen bzw.  diese in
ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland
liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der als Folge auf den
Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik durch reaktionäre
Militärs. Dieser wurde mitunter durch die
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich Arbeiter_Innen
bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 von ihnen im Ruhrgebiet in den
Streik traten.  Ziel  eines solchen Streiks kann es also sein,  die Politik in
Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten Beispielen zu
bleiben,  kann  so  z.B.  die  Arbeiter_Innenklasse  gemeinsam  mit  den
Soldat_Innen einen Krieg beenden. Während die Soldat_Innen den Kampf an
der Front nicht weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so auch enormer
Druck  auf  die  Regierung  aufgebaut,  die  ohne  die  Unterstützung  der
Bevölkerung  den  Krieg  so  gut  wie  gar  nicht  weiterführen  könnte.

Warum tun wir das dann nicht einfach?

In Deutschland ist der politische Streik jedoch problematisch, da er als illegal
gilt. Grund dafür ist, dass dadurch ein Erzwingungsstreik verhindert werden
soll. Wie der Name schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik
eine
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben gibt es aber
auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird die Arbeit niedergelegt, um



an Demonstrationen teilzunehmen, sie durchzuführen und so auf politische
Forderungen  aufmerksam  zu  machen.  Dabei  bleibt  es  aber  bei  dem
Demonstrationsstreik – es wird nicht versucht, die Forderungen durch die
Aktionsform umzusetzen.
Grundlage  für  das  Verbot  des  Erzwingungsstreiks  ist  die  Auslegung der
parlamentarischen Demokratie. In dieser kann
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, von Bundestags-
bis Kommunalwahlen und den wenigen anderen Möglichkeiten wie Petitionen
oder Bürgerbeteiligungen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das
Verbot  des  Streiks  die  „Erpressbarkeit“  des  Staates  vermeiden  soll.  Ein
Streik  würde  dieses  Selbstverständnis  brechen  und  es  ermöglichen,
thematisch  und zeitlich  direkter  auf  den Staat  einzuwirken.  Dies  ist  ein
absurdes Argument, wenn man sich die massive Korruption/Lobbyismus und
damit  die  direkte  Einlussnahme der  Kapitalist_Innenklasse  auf  den Staat
ansieht.
Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr schnell, wie schwer ein
Streik der Arbeiter_Innen in dieser Branchen das gesellschaftliche Leben
zum Stehen bringen könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das
immer
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte drastische Folgen, man
denke nur an die Aufgeschmissenheit
während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden die Kinder noch
teilweise betreut, das wäre bei einem Streik vielleicht nur noch sporadisch
möglich. Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen verschiedener Bereiche
ja meist für übergeordnete Ziele. So
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt werden, wie es
bei jedem Bahnstreik der Fall ist.
Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang mit dem politischen
und  gewerkschaftlichen  Streik  zusammenhängt,  ist  die  Untrennbarkeit
beider  Formen.  Politische  Streiks  wirken  sich  auch  immer  auf  die
Unternehmer aus,  es  gehört  schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der
gewerkschaftliche  Streik  wirkt  sich  ebenfalls  bei  langer  Laufzeit  auf  die
Politik  aus,  da  sie  in  gewisser  Weise  immer  als  Vermittler  zwischen
Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich nur soweit die Grundsätze



der  Herrschaft  des  Kapitals  (ihre  Besitzverhältnisse)  nicht  angegriffen
werden,  und mit  dem Ziel  den Klassenkampf zu mildern),  aus den vorig
erklärten Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Politische Selbstbestimmung der Arbeiter_Innen statt Illegalisierung!

Es ist ein weiterer Ausdruck der Arbeiter_Innenfeindlichkeit, wie mit dem
Streikrecht  umgegangen wird:  So wenig wie möglich werden Rechte für
Arbeiter_Innen eingeräumt. Der politische Streik ist verboten und mit der
deutschen  Demokratie  nicht  vereinbar.  Sollte  er  doch  durch  die
Meinungsfreiheit  gedeckt  sein,  kann  es  immer  noch  zu  Problemen
mit  dem  Arbeitgeber_Innen  kommen.  Gewerkschaftliche  bzw.  tariliche
Streiks  sind  nur  nach  Ablauf  der  Tarifrunden
möglich  und können so  auch von Arbeitgeber_Innen stark  eingeschränkt
werden.
Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss von uns auf die
parlamentarische Demokratie genommen
werden  kann  und  wie  starr  sie  ist.  Wir  müssen  also  weiterhin  für  ein
politisches  Streikrecht  eintreten,  als  erste  Form  uns  Gehör  in  dem
derzeitigen System zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die
Ersetzung  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  Rätedemokratie
eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt,
arbeitet  und lernt organisiert  ist  und sich politisch einbringt.  Und damit
kommen wir auch wieder zu der Überschrift
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, wir müssen sie
uns selber erkämpfen, eben mit dem politischen Streik!

Gegen die Illegalisierung politischer Streiks!

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der
Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche gemeinsam
gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken &
kämpfen!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen politischen
Fehler, wie Aufrüstung und schlechte
Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst



feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie
SPD)

Warum  der  nächste  Lockdown
das Corona-Problem an unseren
Schulen nicht löst und was wir
dagegen tun können
Der neue Lockdown kam plötzlich. Von heute auf morgen sitzen wir wieder
auf einem Stapel von Online-Aufgaben und fragen uns, wer das eigentlich
al les  schaffen  sol l .  Noch  kurz  vor  dem  Lockdown  haben  die
Landesregierungen  und  allen  voran  die  Kultusministerkonferenz
(=Absprachegremium  der  Länder  für  Bildungs-  und  Erziehungsfragen)
immer wieder behauptet, dass die Schulen sicher seien. Infektionen fänden
dort überhaupt nicht statt, sondern würden allein von außen in die Schulen
hineingetragen. Doch die Infektions- und Quarantänezahlen sprechen eine
andere Sprache: So waren kurz vor dem Lockdown über 3.000 Lehrkräfte
und mehr als 20.000 Schüler_Innen in Deutschland infiziert. Am 17.12. ist ein
Berliner Lehrer an den Folgen einer Corona-Infektion auf tragische Weise
verstorben. Über 11.600 Lehrer_Innen und 200.000 Schüler_Innen sitzen in
Quarantäne, über 200 Schulen wurden komplett geschlossen. Doch anstatt
Geld in die Hand zu nehmen, um Luftfilteranlagen, Masken, mehr Personal
und  mehr  Räume  zur  Verfügung  zu  stellen,  wurde  das  Geld  in  die
Privatwirtschaft  gepumpt  und  die  Infektionszahlen  in  unseren  Schulen
systematisch  relativiert  (mitunter  auch  durch  sehr  fragwürdige  Studien).
Außerdem  wurde  das  Problem  versucht  „wegzudefinieren“;  indem  die
Inzidenzzahl ,  ab  derer  eine  Schule  als  Corona-Hotspot  mit
dementsprechenden Notfallmaßnahmen gelten würde,  einfach von 50 auf
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200 hochgeschraubt wurde.

Alte Probleme-
drastische Konsequenzen

Robert-Koch-Institut
und Leopoldina sind sich dagegen einig, dass „Schülerinnen
und Schüler ein wesentlicher Teil des Infektionsgeschehens“ sind.
Doch warum sind wir eigentlich so stark betroffen? Das liegt zum
einen daran, dass unser Kontaktkreis durch die ohnehin zu großen
Klassen sehr groß ist. Der chronische Raummangel an unseren Schulen
ist nicht erst seit Corona ein Problem, und so müssen sich viele
Schüler_innen in wenig Räume quetschen, sodass die Einhaltung des
Mindestabstands kaum möglich ist. Diese Probleme waren bereits
während der ersten Welle im Frühjahr 2020 bekannt, doch die Politik
hat über den Sommer verschlafen, etwas dagegen zu tun. Momentan
sieht es danach aus, als ob der sommerliche Tiefschlaf fließend in
den Winterschlaf übergeht. Im Interesse der Wirtschaft, die auf
jeden Fall verhindern möchte, dass die Arbeiter_Innen zu Hause
bleiben müssen, um sich um ihre Kinder zu kümmern, wollten sie die
Schulen um jeden Preis offen halten. Die Strategie war, sich dabei
irgendwie durchzuwurschteln und zu hoffen, dass ein Impfstoff alle
Probleme bis zum 10.01.21 lösen wird.

Es ist bereits
absehbar, dass die Zahlen bis zum 10.01.21 nicht zurückgehen werden.
Aber wie soll es weitergehen? Wann, und vor allem unter welchen
Bedingungen, werden die Schulen wieder geöffnet? Wenn wir nicht
weiterhin zulassen wollen, dass auf der Gesundheit von uns, von
unseren Lehrer_Innen, von unseren Eltern, Freund_Innen und
Angehörigen im Interesse der Wirtschaft herumgetrampelt wird, müssen
wir anfangen, zu kämpfen! Wir müssen sichtbar werden, eine Stimme
bekommen und laut sein.

Was wir fordern:



Es kann nicht sein,
dass wir mit Online-Aufgaben zugespamt werden, während die meisten
von uns nicht einmal einen eigenen Laptop haben. Einige haben nicht
einmal eine gute Internetverbindung. Wir fordern kostenlose
digitale Endgeräte und einen kostenlosen Internetzugang für alle!

Auch nicht jede_r
von uns hat ein eigenes Zimmer und zu Hause die nötige Ruhe zum
Lernen. Während einige von uns Eltern haben, die selbst studiert
haben, fließend Deutsch sprechen und ihre Kinder während des
Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen können, haben andere
von uns Eltern, die vielleicht eine andere Muttersprache oder eine
andere Schulbildung erfahren haben und alleinerziehend sind oder
täglich für wenig Geld im Supermarkt oder Krankenhaus arbeiten
müssen. Das ist ungerecht! Deshalb fordern wir die Aussetzung der
Noten  und  verpf l i chtenden  Prüfungen  so lange  ke in
zufriedenstellender
Lehrbetrieb gewährleistet werden kann! Niemand soll benachteiligt
werden, denn unsere Gesundheit ist wichtiger als eure
Verwertungslogik!

Wer kein
„Happy-Family-Life“ hat, für den ist das zu Hause eingesperrt
Sein der blanke Horror. Im Lockdown sind wir der völligen Kontrolle
und manchmal auch Gewalt unserer Eltern ausgesetzt und können dieser
nicht durch die Schule oder Freund_Innen entkommen. Wir fordern
deshalb das Recht auf elternunabhängige Notbetreuung! Wer nicht zu
Hause lernen kann oder sein will, soll selber entscheiden können, ob
er oder sie in der Schule von pädagogischen Fachkräften betreut
werden möchte. Dabei müssen die Hygienestandards ausgeweitet
werden.

Für viele Elternteile ist es auch gar nicht möglich zu Hause zu bleiben, da sie
um ihren Job fürchten müssen. Deshalb fordern wir, dass die Wirtschaft bis
auf  die  systemrelevanten  Sektoren  heruntergefahren  wird.  Wir  finden
außerdem,  dass  statt  einem kleinen Kurzarbeitergeld  seitens  des  Staats,



lieber die Konzerne 100% des ursprünglichen Lohns fortzahlen sollten und
auch  alle,  die  ihren  Job  bereits  verloren  haben,  vollen  Gehaltsausgleich
erhalten. Viele konnten sich nicht nur keine Weihnachtsgeschenke leisten,
sondern haben schon Probleme beim Geld für den Schnelltest oder bei der
Miete. Wir fordern deshalb, dass die öffentliche Versorgung (also nicht nur
Wohnraum, sondern auch Gesundheit,  Strom, Wasser und Heizung) nicht
privatwirtschaftlich organisiert wird, sondern in die Hand des Staates kommt
und  von  den  Produzent_Innen  und  Konsument_Innen  demokratisch
kontrolliert  wird.

Let’s strike
again!

Lasst uns nicht
weiter tatenlos zusehen! Lasst uns gemeinsam laut sein und kämpfen!
Jede_r von uns kann an seiner_ihrer Schule beginnen, mit
Mitschüler_Innen über die Probleme quatschen und lokale Aktionen
organisieren. So wie es bereits Schüler_Innen in verschiedenen
Bundesländern gemacht haben, die beispielsweise aus Protest gegen
die unzureichenden Hygienebedingungen kollektiv verweigert haben, den
Klassenraum zu betreten. Die Probleme in unseren Schulen sind jedoch
ähnlich und sie sind flächendeckend. Neben lokalen Aktionen müssen
wir uns deshalb auch bundesweit zusammenschließen und einen
gemeinsamen Aktionstag oder sogar einen Schulstreik im neuen Jahr
organisieren! Dafür sollten wir ein Online-Treffen oder eine
Telefonkonferenz einberufen sowie auch linke FFF-Ortsgruppen und
größere linke Jugendorganisationen wie die Linksjugend [‘solid],
die SDAJ, die Jusos oder Young Struggle auffordern, sich daran zu
beteiligen. So können wir uns wirklich eine Stimme verschaffen und
Druck auf die Politik ausüben, unsere Forderungen zu erfüllen. Mit
Fridays for Future haben wir bereits bewiesen, dass wir das können!

Ihr findet die
Forderungen richtig und wollt etwas bei euch lokal organisieren
und/oder euch bei der Orga für einen bundesweiten Streik beteiligen?
Dann schreibt uns bei Instagram, Facebook oder unserer Homepage.



+++  Antifaschist  in  Athen
ermordet +++
Pavlos  Fyssas,  ein  34jähriger  griechischer  Antifaschist,  auch bekannt  als
Rapper „Killah P“, wurde letzte Nacht in Athen erstochen. Er war mit ein
paar  Freunden  im  Viertel  Piraeus  unterwegs,  als  ihn  eine  Gruppe  von
FaschistInnen entdeckte. Sie jagten ihn die Straße hinunter, an deren Ende
zehn  weitere  AngreiferInnen  auftauchten  und  Pavlos  umzingelten.  Kurz
darauf  hielt ein Auto neben ihnen, der Fahrer stieg aus und stach ihm ein
Messer ins Herz und in den Unterleib.

Während  des  gesamten  Szenarios  war  die  DIAS  (griechische
Polizeieinheit mit Motorrädern) anwesend, die jedoch erst einschritt, als die
meisten der AngreiferInnen schon geflüchtet waren. Zwar wurde der Mörder,
der  sich  zur  neo-faschistischen  Partei  Chrysi  Avgi  („Goldene
Morgenröte“)bekennt,  festgenommen  und  hat  seine  Tat  auch  schon
gestanden, der Krankenwagen erschien aber erst nach 35 Minuten und im
Krankenhaus  von Nikea  konnte  nur  noch Pavlos  Fyssas’  Tod festgestellt
werden.

Dieser  Vorfall  zeigt  eines  deutlich:  Die  FaschistInnen  in  Griechenland
machen vor nichts mehr Halt und der Staat ist auf dem Rechten Auge blind.

Kein  Wunder,  denn  die  Hälfte  aller  EinsatzpolizistInnen  gibt  offen  ihre
Sympathien für Chrysi Avgi zu! Bereits letzte Woche wurden in derselben
Gegend  schon  Mitglieder  der  KKE  (Kommunistische  Partei)  brutal
angegriffen,  alles  unter  Billigung  der  Polizei.

All das sind keine „besonders schlimmen Einzelfällen“, es ist mittlerweile
Alltag in Griechenland. In öffentlichen Verkehrsmitteln, auf dem Weg nach
Hause oder zur Arbeit werden linke AktivistInnen, GewerkschafterInnen und
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vor allem MigrantInnen bedroht, angegriffen und terrorisiert.

Obwohl es auch vorher schon deutlich genug war,  zeigt Pavlos Tod, wie
notwendig  die  Organisierung  von  Selbstverteidigung  gegen  die
FaschistInnen ist. Schon als unsere Solidaritätsdelegation von REVOLUTION
letzten  Juli  in  Athen  war,  nahmen  wir  an  einer  überwältigenden
Demonstration pakistanischer MigrantInnen teil, deren Bezirk pogromartig
angegriffen  wurde.  Schon  damals  zeigten  die  Baseballschläger,  die  die
DemonstrantInnen dabei hatten, dass sie um ihr Leben fürchten und bereit
sind, es zu verteidigen.

Aber was tut die Linke Griechenlands? Die Meinungen sind geteilt. Einige
Gruppen  organisieren  Demonstrationen  und  Antirassismus-Konferenzen,
andere wiederum behaupten, die FaschistInnen verlieren immer mehr an
Einfluss  und  seien  kaum  noch  ernst  zu  nehmen.  Wir  nehmen  eine
faschistische Partei,  die nach Umfragen die drittpopulärste im Lande ist,
ernst. Aber noch ernster nehmen wir die Forderungen all derer, die unter
ihnen zu leiden haben.

Die Zeit der moralischen Empörung und der symbolischen Demonstrationen
ist vorbei!

Was wir brauchen in Griechenland sind Selbstverteidigungsstrukturen, die
von  allen  Gewerkschaften,  linken  und  migrantischen  Organisationen  und
Parteien organisiert werden, allen voran SYRIZA.

Die  Instanzen  des  bürgerlichen  Staates  bieten  keinen  Schutz  mehr  vor
solchen Angriffen, weil sie selbst darin involviert sind. Erneut wird deutlich,
dass der Kapitalismus keine Lösungen für solche Probleme bietet, weil er
selbst das Problem ist!

Während  in  den  Medien  darüber  spekuliert  wird,  ob  Chrysi  Avgi  ein
möglicher  Koalitionspartner  für  Nea  Dimokratia  wäre,  werden  unsere
GenossInnen  von  ihnen  auf  der  Straße  ermordet.

Seit heute morgen finden in Griechenland Demonstrationen statt, gleichzeitig
gibt  es  eine  erneute  Streikwelle.  Diese  müssen  vorangetrieben,  ein



unbefristeter Generalstreik muss von den Gewerkschaften organisiert und
der  Sturz  der  Regierung  voran  getrieben  werden!  Die  Situation  in
Griechenland schreit nach einem revolutionären Umsturz und einem Ende
der Knechtschaft durch die herrschende Bourgeoisie.  Alle fortschrittlichen
und revolutionären Kräfte müssen die sich entladende Energie bündeln und
zu Macht verwandeln. Nur so können sie den Menschen wirklichen helfen,
und den Weg zu einer gerechten Zukunft ebnen!

Wir solidarisieren uns mit den AntifaschistInnen und AntikapitalistInnen in
Griechenland,  die  auf  der  Straße  sind  um  ihre  Trauer  und  ihre  Wut
auszudrücken!

Wir unterstützen euch, bei euren Bestreben, diesem menschenunwürdigen
System ein Ende zu machen!

ONE STRUGGLE – ONE FIGHT!

Ein Artikel von Svenja Spunck, REVOLUTION Berlin

Investiert  und  zubetoniert  –
Luxus  im  Todesstreifen.  East
Side Gallery bleibt!

Nicht  einmal  zweieinhalb  Wochen  nach  der  repressiven
Zwangsräumung der Familie Gülbol in Kreuzberg ging der tägliche
Gentrifizierungswahn in Berlin gestern Morgen in eine neue Runde.

Diesmal ging es aber nicht um die Zwangsräumung wenig profitabler Mieter
–  oder  die  Räumung  besetzter  Häuser,  sondern  um  neue  geplante
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Luxusimmobilien.  Noch im Schutz der Dunkelheit rollten die  Baufahrzeuge
an um Mauerteile aus der weltberühmten East Side Gallery am Spreeufer
herauszuschneiden.  Insgesamt  sollen  gut  20  Meter  der  Berliner  Mauer
herausgelöst  und  nach  hinten  versetzt  werden.  Ein  Zugang  zu  den
zukünftigen Luxuswohnungen am Spreeufer soll damit geschaffen werden.
Die c & h city and home GmbH  möchte den Wohnraum für gut betuchte
Eigentümer  auf  dem Gelände zwischen der  denkmalgeschützten,  original
verlaufenden ca 1,3 Kilometer langen Mauer und der Spree in Form eines
Turms bauen. Dass die Mauerreste denkmalgeschützt sind interessiert da
schon lange nicht mehr. Überhaupt hat die Politik nichts mehr zu sagen, hat
sie doch schon vor Jahren die Bauplätze an Investoren verkloppt.

Konkret  soll  bis  2015  ein  Hochhaus  mit  45  Wohneinheiten  entstehen.
Geworben  wird  zynischer  Weise  u.a.  mit  der  East  Side  Gallery.  Der
Quadratmeterpreis liegt zwischen 2.750 Euro und 4.200 Euro für die „Living
Levels“.  Vertriebsstart   dieser  –  für  die  „Normalverdiener“  wohl  kaum
erschwinglichen  –  Luxuswohnungen  war  auf  Immonet.de  bereits  im
Dezember 2012. Das Mediaspree-Projekt reiht sich nahtlos ein zwischen O²
Arena  und  Kreuzberger  Car-Lofts.  Bereits  vor  Jahren  hatten  andere
Investoren  immer  wieder  durchgesetzt,  dass  Mauerteile  zerstört  oder
versetzt  wurden.

Dagegen gab es gestern enormen Protest von Aktivisten von MediaSpree
versenken als auch von vielen verschiedenen Einzelpersonen, Künstlern und 
Kiezbewohnern. Viele Menschen haben längst verstanden dass es nicht nur
um Beton und ein Stück Mauer geht. Hier soll ein Stück Geschichte zum
Anfassen, Kunst und Grünfläche für die Öffentlichkeit der Profitmaximierung
einiger Weniger geopfert werden.

Stück  für  Stück  werden  in  Berlin  viele  Häuser  luxussaniert,  die  Mieten
steigen exorbitant an.  Besetzte Häuser werden geräumt. Wohnraum wird
verdichtet wo es nur geht, nicht aber um mehr bezahlbare Wohnungen zu
schaffen, sondern um dicke Profite für Investoren einzufahren. Zusätzlich
werden Bebauungspläne für Grünflächen und Naherholungsgebiete erstellt,
bzw. Pläne aus den 1990´er umgesetzt. Es wird privatisiert was das Zeug
hält.  Spree-Ufer  wird  privat,  Zugänge  zu  Badeseen  ebenfalls  für  die



Öffentlichkeit unzugänglich gemacht. Einher geht das mit einer Politik der
Privatisierung anderer öffentlicher Güter.

Auch  das  als  Naherholungsgebiet  fungierende  und  subkulturelle  sehr
interessante Areal  des Mauerparks sollte  der Planung der 1990´er Jahre
nach komplett mit Prunkbauten für reiche Neuberliner zugepflastert werden.
U.a. durch organisierte Gegner aus der Nachbarschaft konnte dies bisher
verhindert  werden  –  momentan  ruht  der  Bebauungsplan.  In  Kreuzberg
wiederum sorgten immer mal wieder Farbbombenwürfe, entglaste Scheiben
und abgefackelte Luxuskarossen  für Schlagzeilen – auch  im Zusammenhang
mit den unbeliebten „Car-Lofts“.

REVOLUTION fordert:

Schluss  mit  Luxussanierung  und  damit  Verdrängung  der
ansässigen Kiez-Bevölkerung.

Solidarität mit den Betroffenen von Räumungen, Solidarität
mit bedrohten Wohnprojekten, besetzten Häusern und sozialen
Zentren.

Schluss  mit  der  Privatisierung,  Bebauung und Betonierung
von  Naherholungsräumen  und  Grünflächen  für  private
Interessen.

Erhaltung von subkulturellen Räumen und alternativer Clubs
und Kneipen z.B. am Spreeufer.

Die East Side Gallery muss erhalten bleiben – als Kunstobjekt
und „Geschichte zum anfassen“.

Kommt  zur  Demo  am  3.  März  2013  |  ab  13.00  Uhr  |  in  der
Mühlenstraße

Ein Artikel von Alex DeLarge, REVOLUTION Kassel

 



Internationales  Revolutionäres
Jugendcamp  –  Zusammen
diskutieren,  gemeinsam
Aktionen planen
Unsere  internationale  Organisation  organisiert  alle  zwei  Jahre  ein
revolutionäres Jugendcamp. Jugendliche aus etlichen Ländern kommen
zusammen  um  zu  diskutieren,  Aktionen  zu  planen  und  in  solidarischer
Atmosphäre internationale Bande zu knüpfen.

2013 wird das Camp vom 01. bis 04. August in Deutschland in der Nähe
Berlins  organisiert.  In  Workshops,  Veranstaltungen,  zentralen
Versammlungen und gemütlich außerhalb des offiziellen Programms werden
Aktivist_innen  über  aktuelle  Bewegungen,  praktische  und  theoretische
Themen  diskutieren.

Im  Zentrum  werden  natürlich  die  Krise  des  Kapitalismus  und  die
Perspektiven revolutionärer Politik stehen. Doch es wird auch Diskussionen
über  al lgemeine  Themen  von  der  Frauenbefreiung  über  die
Jugendunterdrückung bis hin zu der Ökonomie des Kapitalismus geben.

Außerdem werden Genoss_innen über die Situation und die Klassenkämpfe
aus unterschiedlichsten Teilen der Welt berichten. Aus Israel und Palästina,
von  den  USA  bis  Lateinamerika,  ob  Syrien  oder  Griechenland,  von  der
Mongolei bis China – als Internationalist_innen solidarisieren wir uns nicht
nur mit den Kämpfen, sondern versuchen auch darüber etwas in Erfahrung
zu bringen, um aktiv einzugreifen.

Damit es nicht nur bei der Diskussion bleibt, organisieren wir auch immer
Workshops zu praktischen Dingen. Wie halte ich eine Rede? Wie organisiere
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ich eine Demonstration oder ein lokales Aktionskomitee? Wie schreibe ich
einen Zeitungsartikel? Solche und ähnliche Fragen wollen wir gemeinsam
angehen.

Neben der Politik steht aber auch das Kennenlernen und der gemeinsame
Austausch über Themen, die nur selten in der Tagespolitik Platz finden, im
Vordergrund.  Wir  wollen  feiern  zu  linker  Musik  und  gemeinsam  mit
progressiven  Künstler_innen  diskutieren.

Du hast noch nicht genug gehört? Dann wird es Zeit mehr zu sehen! Komm
zum internationalen revolutionären Jugendcamp.

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Anmeldung und Information

E-Mail: germany@onesolutionrevolution.de

Telefon: 030-62 60 77 41

14.  November  –  Europaweit
Streiken!
Am  14.  November  wird  es  in  etlichen  Ländern  Südeuropas  einen
koordinierten Generalstreik gegen die Krise geben. Die ersten Zeichen
machen deutlich, dass die Krise auch nach Deutschland zurückkehrt. Daher
werden  in  mehreren  Großstädten  Solidaritätsdemonstrationen  am  14.
November von Solidaritäskomitees und Antikrisenbündnissen organisiert, an
denen sich auch REVOLUTION aktiv beteiligt. Wir veröffentlichen daher den
Bündnistext des Berliner Solidaritäskomitees für die Demonstration am 14.
November und rufen insbesondere alle Jugendlichen dazu auf, an diesem Tag
nicht nur solidarisch zu sein, sondern den Kampfgeist und die Militanz der
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Südeuropäischen Jugend im Kampf gegen das Kapital nach Deutschland –
zurück ins Herzen der Bestie – zu tragen:

Auf  zum  Europäischen  Aktionstag!  Gemeinsam  gegen  die  Krise
kämpfen!

In  den  letzten  Monaten  hat  der  Druck  der  Troika  und  der  nationalen
Regierungen  auf  die  arbeitende  und  arbeitslose  Bevölkerung,  die
Rentner_innen und die Jugendlichen in den südeuropäischen Ländern nicht
nachgelassen. Im Gegenteil: In Portugal, Spanien, Griechenland und anderen
Ländern sollen noch weitere Sparpakete durchgedrückt werden.

Gleichzeitig gibt es in all diesen Ländern weiterhin Widerstand. So gibt
es in Portugal die größten Mobilisierungen seit dem Ende der Diktatur

1974, welche sogar eine Rücknahme von Teilen des Spardiktats erkämpfen
konnten. In Griechenland fanden kürzlich die dritten Massendemonstrationen
seit dem Antritt der neuen Regierung im Juni statt, in Spanien reißen die
Mobilisierungen  ebenfalls  nicht  ab.  Und  sogar  in  Frankreich  und  in
Großbritannien gingen kürzlich zehntausende Menschen gegen Krise und
Fiskalpakt auf die Straße.

In dieser Situation wurde in Portugal und in Spanien für den 14. November
zu einem Generalstreik aufgerufen. Es folgte der Aufruf der griechischen
Gewerkschaften,  sowie  aus  Malta  und  Zypern.  Gleichzeitig  hat  der
Europäische  Gewerkschaftsbund  EGB  diesen  Tag  zum  europaweiten
Aktionstag erklärt. Auch in Italien und sogar in Großbritannien wird darüber
diskutiert,  sich  dem  Aufruf  zum  Aktionstag  des  Europäischen
Gewerkschaftsbundes  anzuschließen.

Es ist längst überfällig, auch in Deutschland gegen die Krise auf die Straße
zu  gehen!  Griechenland  und  Spanien  sind  die  Experimentierfelder  für
neoliberale Krisenlösungen, die früher oder später auch hier in Deutschland
eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio. Menschen in Deutschland mit
einem  Existenzminimum  am  Rand  der  Gesellschaft.  Allein  die  jetzige
Solidarität  und  der  gemeinsame  Kampf  mit  unseren  Kolleginnen  und
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Kollegen in Griechenland,  Spanien und europaweit  kann eine verschärfte
Attacke auf die sozialen Errungenschaften in Deutschland verhindern. Wir
brauchen  eine  starke  Protestbewegung,  mit  Demonstrationen  auf  den
Straßen und Streiks und Besetzungen in den Betrieben, die sich den Plänen
der  Banker_innen,  Konzernchef_innen  und  deren  Politiker_innen  zur
Abwälzung  der  Krisenkosten  auf  die  arbeitende  Bevölkerung  in  Europa
entgegenstellen.  Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international  wie  der
brutale soziale Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer
Regierungen. Höchste Zeit,  dass wir,  die lohnabhängige Bevölkerung, die
Jugend, die Erwerbslosen und die Rentner_innen, uns international zur Wehr
setzen.

Solidarität mit den Generalstreiks in Südeuropa!
Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Die Kapitalist_innen sollen ihre Krise selbst bezahlen!
Für einen Europaweiten Generalstreik!

Kundgebungen und Demonstrationen zum Europäischen Aktionstag
am 14.11.:

Berlin:

15.00 Uhr Kundgebung des DGB am Brandenburger Tor

16.30 Uhr Demonstration des Griechenland-Solidaritätskomitees, Startpunkt:
Pariser Platz/Brandenburger Tor, Endpunkt: Potsdamer Platz

Bremen:

Demonstration des DGB und des Anti-Krisenbündnisses

Auftakt: 17.30, Marktplatz; Abschluss: 19.00, DGB-Haus

Hamburg:

Solidaritätskundgebung DGB Hamburg: 17.00, Gänsemarkt



Kassel

Solidaritätskundgebung: 16.30 Uhr, Rathaus Kassel

München:

Solidaritätsaktion: 17.00 – 19.00, Wittelsbacher Platz

Stuttgart:

Kundgebung der IGM Stuttgart: 16.00 Uhr, Büchsenstraße/Kronprinzstraße

Kundgebung Anti-Krisenbündnis: 17.30 Uhr, Schlossplatz

Rock your School – Aktiv werden,
Aktionsgruppen aufbauen
Das neue Schuljahr 2012 geht jetzt – von Bundesland zu Bundesland etwas
unterschiedlich – schon seit einigen Wochen. Fast sechs Jahre ist es nun her,
das  von  Berlin  aus  die  Schulstreikbewegung  begann,  die  2009  in  den
damaligen Bildungsstreik-Aktionswochen ihren Höhepunkt fand,  an denen
sich mehr als 270´000 Jugendliche beteiligten. Wie können sich Jugendliche
nach der Bewegung heute an ihrer Schule organisieren?

Militante  Proteste  vor  der  Tory-
Zentrale,  organisiert  von  der
britischen  Studentengewerkschaft,
dieBewegung  dauerte  mehrere
M o n a t e  a n .  D a f ü r  w a r  d e r
Organisat ionsgrad  und  e ine
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allgemeine politische Perspektive in
der breite jedoch nie in Deutschland
gegeben.

Seit 2009 ging es mit zeitweiligen Erfolgen, die jedoch nur von begrenzter
Dauer waren und ohne eine gemeinsame Perspektive der Bewegung waren,
bergab.  Wir  von  REVOLUTION  versuchten  bis  zum  Ende  eine  solche
Perspektive aufzuweisen. Wir wollten eine Bewegung, die zu mehrtägigen
Streiks und Besetzungen aufrufen würde, entschlossene und weitreichende
Forderungen  aufstellen  sollte,  die  Bildungsstreikbewegung  mit  anderen
sozialen  Kämpfen  verbinden  müsste  und  letztlich  eine  Schüler-und
Studierendengewerkschaft  (gestützt  auf  lokale  Streikkomitees  und
Akt ionsgruppen)  aufbauen  müsste ,  um  e ine  unabhängige
Interessenvertretung der Jugendlichen zu gewährleisten. Nur so hätten wir
eine Kraft werden können, die weitgehende Forderungen umsetzen kann.

Der Grund dafür,  dass  diese Vorschläge nicht  angenommen wurden war
jedoch kein Zufall. Es war die Dominanz von reformistischen Organisationen
wie dem SDS (Studierendenverband der Linkspartei), Solid und den Jusos,
später insbesondere von einem Flügel der Anarchisten.

Um  über  berechtigte,  aber  nur
s y m b o l i s c h e  P r o t e s t e
hinauszukommen,  braucht  es  eine
bundesweite  Perspektive,  die  sich
auf  Streik  –  und  Aktionskomitees
stützen kann,  die  nicht  nur einige
Reformforderungen  stellt,  sondern
sich  gegen  das  kapitalistische
Bildungssystem  stemmt.

Aus diesen Gründen existiert die bundesweite Bewegung nun seit mehr als
einem  Jahr  nicht  mehr.  Die  Probleme  allerdings  sind  geblieben  und
mancherorts gibt es auch lokale Proteste dagegen. Diese Proteste müssen
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organisiert und erneut auf bundesweiter Ebene gebündelt werden. Gerade
unter der zunehmenden Krise in Europa wäre es naiv anzunehmen, dass
unsere Bildung von weiteren Kürzungen verschont bleiben könnte.

Doch die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass es mehr als nur
Bündnisse  in  Bewegungen  braucht.  Insbesondere,  wenn  man  das
kapitalistische  Bildungssystem –  letztlich  immer  den  Profitinteressen  der
Unternehmer und Banken untergeordnet – nicht nur reformieren sondern
zugunsten einer freien, kommunistischen Bildung überwinden will!

Wir glauben daher, dass es neben Streikkomitees und breiten Bündnissen
der  Bewegung  zu  denen  wir  alle  aufrufen  sich  zu  beteiligen  auch  eine
revolutionäre Organisierung braucht – REVOLUTION an deiner Schule!

Die  aktivsten  und kämpferischsten  Jugendlichen  brauchen Strukturen,  in
denen sie sich dauerhaft organisieren können. Ihr eigenes Engagement sollte
nicht von den Aufs und Abs von Bewegungen abhängen. Viele von ihnen
wollen nicht nur Aktionen für den Bildungsstreik diskutieren, sondern ihre
Anschauungen über Politik im Allgemeinen, Aktionen, die über die Schultore
hinaus  gehen  und  andere  Themen,  wie  den  Kampf  gegen  Faschisten,
Sozialabbau bis hin zu revolutionärer Politik ungehindert besprechen.

Das bedeutet allerdings nicht,  dass sich diese Gruppen deshalb nicht an
Streikkomitees oder der Politik an ihrer Schule heraushalten sollten. Ganz im
Gegenteil – sie sollten die entschlossensten Aktivist_innen sein, die ihre Ideen
einbringen und mit Tatkraft einbringen.

REVOLUTION  ist  diese  Organisation  –  unabhängig,  international  und
kommunistisch!

Gemeinsam wollen wir uns mit euch an eure Schulen organisieren:

Um Aktionen zu planen. Sei es für einen Freiraum an eurer Schule,
gegen Faschisten,  die  den Schulweg unsicher  machen,  weil  euch
euer Rektor den Mund verbietet oder weil ihr gegen den generellen
Verfall eures Bildungssystems kämpfen wollt.
Um den Schüler_innen endlich eine unabhängige Stimme zu geben.



Egal, ob es darum geht die verstaubten GSV´s aufzumischen oder
eigenständige Strukturen,wie Streikkomitees aufzubauen.
Um dem System, dass hinter der Krise in Bildung und Gesellschaft
steht  den  Kampf  anzusagen,  für  eine  befreite,  selbstbestimmte,
kommunistische Gesellschaft einzutreten.

Es ist  Zeit,  dass  wir  Jugendlichen uns organisieren,  eine eigene Stimme
bekommen: REVOLUTION an deiner Schule!

Rock  your  School  –
werde  gemeinsam  mit
REVOLUTION an deiner
S c h u l e  a k t i v ,
argumentiere mit uns in
der  Schülervertretung
u n d  l a s s  u n s
u n a b h ä n g i g e
A k t i o n s k o m i t e e s
aufbauen!

Mit REVOLUTION eine Schulgruppe aufbauen!

Wenn du Lust bekommen hast aktiv zu werden, eine Gruppe an deiner Schule
m i t  u n s  a u f z u b a u e n ,  d a n n  m e l d e  d i c h  p e r  M a i l
(germany[ät]onesolutionrevolution.de)  oder  komm  einfach  zu  unserem
nächsten Ortsgruppentreffen in deiner Stadt. Denn du sollst natürlich nicht
ganz alleine eine solche Aufgabe stemmen müssen!

REVOLUTION hilft  dir  mit  Rat  und  Tat.  Gemeinsam wollen  wir  mit  dir
Aktionen besprechen,  Materialien erstellen und weitere Aktivist_innen an
deiner Schule für unsere gemeinsamen Ideen gewinnen. Doch nicht alles
muss  neu  gemacht  werden.  Du  kannst  unsere  aktuellen  Zeitungen,
Programme,  Flyer  und  Fahnen  von  unserer  Gruppe  bekommen  –  und
natürlich  selbst  über  die  Aktionen  der  gesamten  Organisation
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mitentscheiden!

Wenn erst einmal neue Mitsreiter_innen gefunden sind, dann geht’s los. Wir
können  Flyer  oder  Schülerzeitungen  direkt  für  deine  Schule  drucken,
Veranstaltungen zu spannenden Themen an oder in der Nähe deiner Schule
organisieren oder direkte Aktionen planen!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Bankrott – aber nicht am Ende!

Quelle: Scharf-Links

Warum  also  nicht  etwas  riskieren,  Widerstand  organisieren  oder  einen
Aufstand wagen, einen kleinen oder auch größeren, so oder ähnlich dürften
derzeit viele denken in Spanien, in Griechenland. Und sie tun es, die Mineros
(Minenarbeiter_innen in Asturien),  die Stahlarbeiter_innen in Thessaloniki
und  viele,  viele  andere  Jugendliche,  Arbeitslose,  Arbeiter_innen,
Rentner_innen in ganz Europa – hunderttausende, bis zu 800.000 waren es
am 19. Juli in Madrid, mehrere Millionen waren es letzte Woche in Portugal
und Spanien. Sie müssen befürchten, dass es für sie nach Jahren steigender
Arbeitslosigkeit, sozialer Angriffe, Kürzungen in Bildung, Gesundheit, Rente
nun noch viel schlimmer kommt, denn das ist der Plan ihrer Regierungen, der
EU und ganz besonders „unserer“ Frauen und Herren Merkel und Rösler.
Doch dieser Plan kann gestoppt werden, und dass hierfür der erste Schritt
bereits  getan  ist,  das  zeigen  die  hektischen  Reaktionen  der  rechten
deutschen Presse, die ein „Umkippen“ Spaniens befürchtet. Sind die Proteste
also  bloß  Ausdruck  einer  Verzweiflung  angesichts  des  unvermeidlichen
Bankrotts?
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Nein,  sie  sind vielmehr die  richtige und notwendige Reaktion –  auf  den
Versuch der herrschenden Kapitalist_innen, ihre Krise in unseren Ruin zu
verwandeln. Der Kampf gegen Sparprogramme und „Bankenrettung“ kann
erfolgreich sein, und so er das in Spanien und Griechenland nicht ist, werden
auch uns derartige Angriffe nicht erspart bleiben. Von den Zuständen manch
anderer Länder – in Griechenland und Spanien sind mehr als die Hälfte der
Jugendlichen arbeitslos – sind wir in Deutschland weit entfernt. Doch die
Durchsetzung der gewaltigen Sparprogramme dort würde die Situation für
uns  nicht  etwa  verbessern  –  ganz  im  Gegenteil  wären  die  deutschen
Kapitalist_innen ermutigt, auch uns solche Einschnitte aufzuhalsen: Denn sie
wissen, dass sie hauptsächlich deswegen besser dastehen, weil bereits seit
Jahren die Löhne in Deutschland stagnieren und Hartz 4, Agenda 2010 und
Leiharbeit  höhere Profite  als  anderswo erlauben.  Und umgekehrt  ist  das
Fehlen  von  massenhaftem  Widerstand  in  Deutschland,  vor  allem  das
weitestgehende Stillhalten von Gewerkschaften und der Partei „DIE LINKE“
mit dem Ziel, „friedlich und ruhig“ durch die Krise zu kommen, nicht nur ein
schändlicher Verrat an der Bevölkerung in „Krisenländern“, sondern wird auf
uns selbst zurückfallen, sobald Griechenland und Spanien „abgehakt“ ist. Der
Kampf gegen die Politik der Bundesregierung ist daher jetzt notwendig – es
ist falsch, erst auf die „Zuspitzung der Lage“ zu warten (wie manche linke
Reformist_innen in Deutschland, aber auch SYRIZA in Griechenland)  oder –
wie  die  DGB-Gewerkschaften  in  den  Tarifrunden  vormachen  –
„verantwortungsvoll“  gemeinsam  mit  den  Kapitalist_innen  die  Krise
„auszustehen“.  Verantwortungsvoll  ist  dies  nur  vom  Standpunkt  der
Ausbeuter,  den  Kapitalist_innen.

Für den Kampf gegen die Krise schlagen wir folgende Schritte vor:

Europaweite  Mobilisierung  gegen  Fiskalpakt,  Sparpaket,
Bankenrettung!  In  ganz  Europa  muss  2012  ein  Herbst  des
Widerstandes  werden!
Generalstreiks in Spanien und Griechenland sind in der Diskussion.
Diese sind notwendig, wenn die Verarmung gestoppt werden soll!
Solidaritätsstreiks  auch  in  Deutschland!  Überhaupt  jeder
Arbeitskampf,  jede  Demo muss  auch Solidarität  mit  Spanien  und



Griechenland zum Ausdruck bringen!
Unterstützung muss praktisch werden: Solidaritätskomitees in jeder
Stadt!  Kampf  der  nationalistischen  Hetze  gegen  Griechenland!
Materielle  Unterstützung für die griechische Arbeiter_innenklasse,
wo der Kampf dies erfordert!
Aktionstag „UMfairTEILEN“ am 29. September: Alle auf die Straße,
in jeder Stadt! Bildet Vorbereitungskomitees!
Schluss mit dem Stillhalten der Gewerkschaftsführungen! Ernsthafte
Mobilisierung, klassenkämpferische Opposition von unten!
Für  eine  europaweite  Konferenz  der  Linken,  Arbeiter_innen-  und
Jugend-Aktivist_innen zur Verstärkung des Kampfes gegen die Krise –
beteiligt euch vom 08.-11. November an „Florenz 10+10“. Macht es
mit  uns  zu  einer  europaweiten  Aktionskonferenz  unseres
Widerstandes!

Weitere  Kürzungen  im
öffentlichen Dienst – Widerstand
Jetzt!
Berlin, Oberbaumbrücke. Es ist Donnerstag Mittag, 14:00 Uhr. Am Ufer
der Spree beginnen sich Gewerkschafter in Ver.di-Westen, junge und
ältere Beschäftigte zu versammeln. Der Grund ist eine Personalversammlung
unter freiem Himmel – gegen die massiven Kürzungen im öffentlichen Dienst
und  den  einhergehenden  Wegfall  des  so  genannten  Stellenpools.  Auch
Aktivist_innen von REVOLUTION und Arbeitermacht waren anwesend, um
ihre Position einzubringen.

Georg  Ismael  führte  am  Rande  der  Kundgebung  ein  Interview  für
REVOLUTION mit Ines Rohde. Sie ist bei der Ver.di Jugend organisiert und

https://onesolutionrevolution.de/weitere-kurzungen-im-offentlichen-dienst-widerstand-jetzt/
https://onesolutionrevolution.de/weitere-kurzungen-im-offentlichen-dienst-widerstand-jetzt/
https://onesolutionrevolution.de/weitere-kurzungen-im-offentlichen-dienst-widerstand-jetzt/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/08/ver.di1_.jpg


Vorsitzende der Haupt-Jugend-und-Auszubildendenvertretung Berlins.

REVOLUTION: Was hat dich bewegt heute hierher zu kommen?

Ich  möchte  mich  informieren,  den  Kontakt  zu  den  Kollegen  halten.  Ich
möchte aber nicht nur meine Solidarität bekunden, sondern selbst Stellung
nehmen.  Aktiv  eingreifen!  Viele  der  Anwesenden  sind  Auszubildende,
Jugendliche genau wie ich. Wir sind besonders von der aktuellen Situation im
öffentlichen Dienst betroffen.

 

REVOLUTION: Wie sieht denn die Situation aus?

Gegenfrage: Wann warst du das letzte mal auf einem Bürgeramt? Lange
Wartezeiten, nicht ausreichende Betreuung, abnehmender Service – Das alles
spiegelt  die  Situation  wieder,  die  durch  die  andauernde  Kürzungspolitik
geschaffen wird.

Aber es sind nicht die Beschäftigten, die Schuld an dieser Situation sind. Wir
arbeiten  hart  und  wollen  denen,  die  zu  uns  kommen  oder  unsere
Dienstleistungen  benötigen,  helfen.  Es  ist  die  aktuelle  Politik,  die  das
verhindert.  So  steht  zum  Beispiel  im  aktuellen  Koalitionsvertrag  von
Schwarz-Rot,  dass  die  Stellen  im  öffentlichen  Dienst  auf  100´000
herabgesenkt werden sollen. Die Situation ist bereits jetzt schlecht. Wie soll
sie erst sein, wenn der Senat seine Pläne umsetzt?

REVOLUTION: Du sprichst von Stellenstreichungen trifft das nicht die
Auszubildenden besonders hart?

Genau!  Momentan  haben  wir  zwischen  350  und  400  Auszubildende
jährlich. Übernommen werden allerdings nur rund 60 vom Land Berlin.

Viele haben berechtigte Angst davor, was nach der Ausbildung kommt.

Es wird noch irrsinniger, wenn man es mit dem Personalabbau vergleicht,
der allein altersbedingt stattfinden wird. Bis 2017 würden nur noch 78% der
jetzigen Beschäftigten arbeiten, wenn es so weiter geht.
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REVOLUTION:  Glaubst  du  Schwarz-Rot  betreibt  bewusst  diese
„Ausdünnungspolitik“, indem sie die Arbeitsstellen von Kolleg_innen,
die in Rente gehen, nicht neu vergibt?

Vorstellen könnte ich es mir schon. Man schaue sich doch nur die anderen
Maßnahmen  an:  Einschränkung  der  Mitbestimmungsrechte  von
Gewerkschaften und Beschäftigten, Kürzungen oder der Austritt Berlins aus
den  bundesweiten  Tarifverhandlungen  im  öffentlichen  Dienst,  der  eine
Spaltung  der  Aktionseinheit  der  Kolleg_innen  zur  Folge  hat.

Wichtig  ist  allerdings,  was  wir  fordern  und  tun.  Der  Politik  der
Stellenstreichung  setzen  wir  als  Jugendgewerkschaft  Forderung  wie  die
Übernahme aller Auszubildenden entgegen!

REVOLUTION:  Wie  steht  es  denn  mit  der  gewerkschaftlichen
Organisierung  der  Auszubildenden  im öffentlichen  Dienst?

 

R E V O L U T I O N  m e i n t :
Gewerkschaftliche  Organisierung
muss  durch  die  Aktion  gesteigert
werden.

Es könnte besser sein, um nicht zu sagen schlecht in einigen Bereichen.
Allerdings können wir durch entschlossene und kreative Aktionen auch die
Bekanntheit und Wichtigkeit der gewerkschaftlichen Organisierung stärken.
Insofern sollten wir die aktuellen Proteste auch als Chance begreifen.

Auch  in  den  Tarifverhandlungen  im  nächsten  Jahr  sollten  wir  als
Gewerkschaftsjugend eine stärkere Rolle spielen. Doch bis dahin wollen wir
natürlich  nicht  ruhen.  Wir  beteiligen  uns  beispielsweise  auch  an  den
bundesweiten „UmFAIRteilen“ Aktionen am 29. September. In Berlin wollen
wir einen eigenen Block organisieren.
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Kurz.  wir  wollen  durch  unsere  Aktionen  den  öffentlichen  Dienst  in  den
öffentlichen Raum tragen!

REVOLUTION: Was ist, wenn das nicht reicht – wenn der Senat darauf
nicht eingeht?

Dann sollten wir über Streiks nachdenken. Die Tarifverhandlungen kommen
bald und so kann es definitiv nicht weitergehen.

REVOLUTION  bedankt  sich  für  das  Gespräch  und  unterstützt  die
Beschä f t ig ten  und  d ie  Gewerkscha f t  i n  den  kommenden
Auseinandersetzungen.  Werde  jetzt  Mitglied  bei  Ver.di,  wenn  du  im
öffentlichen  Dienst  beschäftigt  bist!

Bildungsproteste  im  Herbst  –
Für  einen  kämpferischen
Bildungsstreik!

Wir veröffentlichen hier unsere Resolution, die wir auf der bundesweiten
Bildungsstreikkonferenz  vom 09.-11.09.  in  Berlin  an der  technischen

Universität einbringen wollten und die unsere Perspektiven und Positionen
für die kommenden Wochen und Monate wiederspiegelt. Sie setzt sich mit
den vergangenen Protesten und unseren Vorschlägen für die kommenden
Aktionen  und  Mobilisierungen  auseinander.  Wir  bitten  alle  Jugendlichen,
Aktivist_innen,  Schüler_innen,  Student_innen  und  Gruppen,  die  unsere
Position in den grundlegendePunkten unterstützen mit uns in Kontakt zu
treten  beziehungsweise  auf  der  Konferenz  gemeinsam  mit  uns  dafür
einzutreten!  Wenn  du/ ihr  euch  unter  unsere  Resolut ion  als
Unterstützer_ innen  setzen  wol l t ,  dann  melde/t  euch  unter
germany@onesolutionrevolution.de.
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Die Bildungsproteste in den vergangenen Jahren waren eine der größten
Jugendbewegungen  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  in  Deutschland.
Auch  in  anderen  Ländern,  wie  zum  Beispiel  Großbritannien,  Spanien,
Frankreich,  Griechenland,  Chile,  den  U.S.A.  oder  im  arabischen  Raum
spielten Proteste von Schüler_Innen und Student_Innen eine wichtige Rolle
in  sozialen  Mobilisierungen  gegen  Kürzungen,  gegen  die  Krise,  für
demokratische  Forderungen  und  manchmal  sogar  direkt  gegen  die
bürgerlichen Regierungen. Hierzulande mobilisierten sie Hunderttausende
zu Beginn der Krise. Für viele Jugendliche waren diese Bewegungen der
Anfang ihrer Politisierung. Hier konnten sie sich kämpferisch – manchmal
erfolgreich  –  für  ihre  eigenen  Interessen  einsetzen.  Es  gab  nicht  selten
verschiedenste Arten der Repressionen gegen die Protestierenden, doch oft
fanden die Betroffenen Wege sich zu verteidigen, ihr Bewusstsein wurde
geschärft und die Solidarität gestärkt.

So  konnte  die  Bildungsbewegung  in  Deutschland  fast  überall  die
Studiengebühren aufhalten bzw. zurückdrängen. Besonders im universitären
Rahmen war es möglich, einige politische Errungenschaften zu erkämpfen.
Wir können davon ausgehen, dass viele Kürzungen in der ersten Welle der
Krise ausblieben, weil es 2008/2009 eine starke Bildungsbewegung gab, die
bereitstand, um sich gegen diese zu wehren!

Trotzdem konnten  wir  ab  2010  einen  Rückgang  der  Bewegung  erleben.
Niederlagen in den Mobilisierungen sowie die nicht stattfindende Umsetzung
wichtiger Kernforderungen des „Bildungsstreiks“. Der Rückgang ist unserer
Meinung nach aber nicht auf eine eventuelle Stärke des politischen Gegners
zurückzuführen, sondern vielmehr auf die Fehler der eigenen Bewegung, die
in den letzten Jahren gemacht wurden.

Die wichtigsten sind unserer Meinung nach:

Die fehlende Initiative großer politischer Organisationen, wie zum
Beispiel  dem  SDS,  solid,  den  Jusos  oder  von  Organen  wie
Gewerkschaften oder einigen Asten, die Mobilisierungen nach der
Bundestagswahl 2009 fortzuführen bzw. auszudehnen. Aufgrund der
intransparenten  Struktur  und  der  schlechten  Vernetzung  der
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Bewegung  musste  diese  ohne  die  Apparate  der  großen
Organisationen  zurückweichen,  desorganisierte  sich  und  verlor,
speziell  auf  bundesweiter  Ebene,  ihre  Anziehungskraft.

Das Fehlen einer politischen Perspektive für die Bewegung, die über
eintägige  Aktionen  hinausging.  Es  gab  weder  eine  bundesweite,
allgemein  akzeptierte  Absprache  über  gemeinsame  Forderungen,
noch  eine  Vorstellung,  wie  diese  erkämpft  werden  könnten.  Die
Bewegung war oft  einen Schritt  hinter  den aktuellen Ereignissen
hinterher,  wie sich bei  den europaweiten Universitätsbesetzungen
2009 zeigte.  Ohne gemeinsame Absprachen,  eine  breite  Basis  an
Aktivist_Innen  und  eine  zielstrebig  aufgebaute  Verankerung  an
Schulen,  Universitäten  und  Betrieben,  blieben  solch  einzigartige
Chancen erfolglos, vereinzelt und letztlich zum Scheitern verurteilt.

Die  Dominanz  des  intransparenten  und  undemokratischen
Konsensprinzips bei Entscheidungsfindungs-prozessen. Das fehlende
Verständnis dafür, dass eine Bewegung möglichst breite Einheit in
der Aktion, aber vollste Freiheit in der Diskussion haben sollte, führte
zu ergebnislosen Konferenzen und wenig Aktionen. Die Positionen
der verschiedenen Gruppen und Organisationen wurden verklärt und
die gesamte Bewegung wurde in ihren Handlungen gebremst.

Die Schüler_innenkonferenz in Köln im Juli 2011 diskutierte bereits einige
dieser Probleme sehr erfolgreich! Wir als REVOLUTION stehen hinter den
Beschlüssen der Kölner Schulstreikkonferenz. Doch sind wir der Meinung,
dass sie noch um einige Punkte ergänzt werden sollte.

Für den Aufbau einer neuen Bildungsstreikbewegung schlagen wir
daher folgende Punkte vor:

1. Die gesamte Bewegung, insbesondere auf ihren Konferenzen, muss, so wie
es in Köln von den Schüler_innen beschlossen wurde, auf der Grundlage von
Mehrheitsentscheidungen  aufgebaut  sein.  Wir  möchten  betonen,  dass
Minderheiten dabei das Recht eingeräumt wird, ihre politischen Positionen
nach außen zu vertreten! Minderheiten sollten jedoch nicht dazu in der Lage
sein, ganze Konferenzen ohne Beschlüsse stattfinden zu lassen. Unser Ziel



muss  es  sein,  gemeinsame  Aktionen  und  freie  Diskussionen  für  eine
erfolgsorientierte  Bewegung  zu  nutzen.

2.  Die  großen  Jugendorganisationen  wie  Jusos/solid/SDS  sowie
Gewerkschaften  und  Gewerkschaftsjugendverbände  müssen  für
Mobilisierungen wie am 15. und 17. November gewonnen werden.

3. Es muss dafür gekämpft werden, dass nicht nur Studenten_Innen und
Schüler_Innen  in  der  Bewegung  vertreten  sind,  sondern,  dass  auch
Azubis und Arbeiterinnen, Eltern und Lehrer_innen, mit in den Widerstand
einbezogen werden.

4.  Es  darf  nicht  nur  bei  symbolischen Protesttagen bleiben.  Unsere
Anstrengungen müssen darauf gerichtet werden, die Bildungsbewegung
durch  Basisarbeit  in  Schulen/Unis/Betrieben  aufzubauen  und  in  einem
breiten  bundesweiten  Bündnis  zu  organisieren.  Aktionen,  wie
Vollbesetzungen,  mehrtägige  und  unbefristete  Streiks  müssen  eine
diskutierte  Option  der  Bewegung  werden.

5.  Die Proteste im November müssen als Startpunkt,  nicht als Ende der
Bewegung angesehen werden. Nach dem 17.11. muss es eine nachbereitende
‚Bildungsstreikkonferenz‘  geben,  die  bemüht  ist  neue  Kräfte,  die  in  den
Protesten gewonnen wurden einzubinden. Besonders auf das Jahr 2012, in
dem in etlichen Bundesländern Doppeljahrgänge zu erwarten sind und sich
das  Fehlen  von  Zivildienst,  das  Aussetzen  der  Wehrpflicht  und  ein
mangelndes Angebot an Studien-/ Ausbildungsplätzen voll auswirken wird,
müssen wir uns gut vorbereiten!

6.  Reformen,  wie  Bologna  oder  Sparangriffe  im  Bildungsbereich  haben
internationale  Ursachen  und  werden  international  koordiniert.  Unsere
Antwort  muss  internationaler  Widerstand  sein!  Wir  müssen  uns  mit
Bewegungen in der EU und anderen Ländern solidarisieren. Darüber hinaus
müssen wir  uns  aber  mit  diesen Bewegungen koordinieren,  gemeinsame
Absprachen treffen, letztlich eine tatsächlich internationale Jugendbewegung
gegen Bildungs- und Sozialabbau werden.

7. Die Krise ist nicht vorbei! Momentan versuchen die Regierungen, die
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Kosten  der  letzten  Banken-  und  Unternehmerrettungen  auf  uns
abzuwälzen.  In  einer  solchen  Situation  ist  es  für  unsere  Bewegung
unerlässlich sich mit den Beschäftigten, Arbeitslosen – kurz anderen sozialen
Bewegungen – auf Basis einer Anti-Krisen-Bewegung zu organisieren, die
unsere sozialen Errungenschaften verteidigt, um sie auf Kosten der Banken
und der Krisenprofiteure auszudehnen! Ein erneutes Zusammenbrechen der
Märkte  könnte  auch  in  Deutschland  weitaus  schärfere  Folgen  und
demzufolge weitere schärfere Angriffe auch im Bildungsbereich nach sich
ziehen, auf die wir uns vorbereiten müssen!

8.  In  unserer  Bewegung  sind  transparente  und  demokratische
Strukturen
unerlässlich. Wir sprechen uns daher für einen Koordinierungskreis aus, der
zwischen  den  Konferenzen  tagt  und  in  dem  a l le  Gruppen,
Jugendgewerkschaften, lokale und regionale Bündnisse jederzeit das Recht
haben Delegierte zu entsenden. Die Aufgabe eines solchen Gremiums muss
es sein, neue Konferenzen vorzubereiten, repräsentative Resolutionen der
Bewegung  zu  beschließen  und  die  bundesweiten  Mobilisierungen  zu
koordinieren.  Darüber  hinaus  sprechen  wir  uns  für  einen  auf  dieser
Konferenz  gewählten  Pressesprecherrat  aus,  der  der  Bewegung
rechenschaftspflichtig ist und die grundlegenden Positionen der Bewegung
nach außen hin verteidigen muss!

Weitergehend  schlagen  wir  folgenden  Forderungskatalog  als
Orientierung  für  die  kommende  Bewegung  vor:

Abschaffung aller Studien-/ Lern-/ Ausbildungsgebühren!
Studien-  und  Ausbildungsplätze  für  alle!  Mindestlohn  für
Auszubildende,  Grundsicherung  für  Schüler_Innen  und
Student_Innen  ab  16  Jahren!
Weg mit dem mehrgliedrigen Schulsystem!
Weg mit dem G8-Abitur!
Weg mit den BA/MA Studiengängen!
Zurücknahme  aller  Kürzungen  und  Arbeitszeitverlängerungen  im
Bildungsbereich!
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Sofortige Neueinstellung von 100.000 Lehrer_Innen bundesweit!
Sofortige Investition von 40 Milliarden € im Bildungsbereich z.B. für
Sanierungen  der  Schulgebäude  und  der  Einrichtung  von
Erholungsräumen!
Wir zahlen nicht für die Krise!
Für unsere materiellen Forderungen sollen die Reichen, Banken und
Großkonzerne bezahlen, nicht die einfache Bevölkerung!
Prinzipielles  Verbot  des  Betretens  von  Militär  und  Polizei  oder
Sicherheitsdiensten in Bildungseinrichtungen!
Sicherheit, Transparenz und Organisierung unserer Bewegung durch
wähl- und abwählbare Schüler- und Studentenstrukturen!
Für  volles  Aktions-  und  Streikrecht  aller  Schüler_Innen,
Student_Innen, Azubis und Lehrer_Innen!
Die  Lehr-  und  Bildungsinhalte  sollen  nicht  durch  staatliche
Bürokrat_Innen  oder  die  private  Wirtschaft  bestimmt  werden,
sondern durch die Lernenden, Lehrenden und die Organisationen,
wie  Gewerkschaften,  die  tatsächlich  wissen,  welches  Wissen man
braucht, um in einer Gesellschaft zu leben und zu arbeiten.
Regionale,  bundesweite  und  internationale  Koordinierung  unseres
Kampfes  auf  Grundlage  von  rechenschaftspflichtigen  und  ständig
wähl- und abwählbaren Gremien und Vertreter_Innen!


